Brief von Kostelka an Klima ( vom 17.11.1997):





Betrifft: Arbeitsgruppe „Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierenden Bestimmungen“








Sehr geehrter Herr Bundeskanzler!





Zurückkommend auf unser Gespräch am vergangenen Freitag dar ich Dich vereinbarungsgemäß auch auf diesem Wege daran erinnern, daß wir übereingekommen sind, im Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes eine Arbeitsgruppe einzurichten, deren Aufgabe die Überprüfung der österreichischen Rechtsordnung, vorerst jener des Bundes, hinsichtlich gesetzlicher Bestimmungen sein soll, durch die Behinderte diskriminiert werden.





Diese Forderung wurde in der Vergangenheit immer wieder von Vertretern der Behindertenorganisationen gestellt. Es erschiene mir sinnvoll, wenn Du - nach Abklärung der weiteren Vorgangsweise im Verfassungsdienst - die Vertreter der Behindertenorganisationen einladen würdest, um ihnen von Deinem Vorhaben Mitteilung zu machen.





Darüber hinaus wäre nicht nur die Rechtsordnung des Bundes, sondern auch jene der Länder in dieser Hinsicht zu untersuchen. Die Arbeit könnte mit der Bundes-Rechtsordnung begonnen werden, um in weiterer Folge nach Vorliegen des Einvernehmens mit den Ländern auch in einer erweiterten Arbeitsgruppe die Länder-Gesetze zu durchforsten. Hiezu wäre es wiederum sinnvoll, diese Frage in der nächsten Landeshauptmännerkonferenz anzuschneiden und die formelle Zusage der Länder einzuholen.





Mit den besten Grüßen


 


Dr. Peter Kostelka


